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Eckart Hildebrandt

Arbeit und ökologischer Wohlstand - wie weit 
sind wir? Lösungsansätze bei Unternehmen 
und Gewerkschaften

(1) Beschäftigte sind Verursacher von Umweltbelastungen im doppelten Sinn: als 
Produzenten und als Konsumenten

Die Trennung der Gesellschaft in verschiedene Teilsysteme mit unterschiedlichen Interessen­
definitionen und Handlungslogiken ist grundlegend auch für die Orientierungen und Verhaltens weisen 
der Menschen gegenüber dem Umweltschutz. Wir können drei Rollen unterscheiden, von denen 
unter unterschiedlichen Bedingungen jeweils andere Rollen dominieren können: die Rolle als 
Produzent von Produkten und Dienstleistungen, die Rolle als Konsument, und die Rolle als 
Bewohner und als politischer Bürger. In jedem dieser drei Bereiche gibt es auch unterschiedliche 
Handlungsbedingungen, die Umweltengagement befördern, kanalisieren oder hemmen.

Wir wollen im folgenden den Bereich privatwirtschaftlich organisierter Lohnarbeit in den Mittel­
punkt stellen, der durch die Einbindung der Mitarbeiter in das einzelunternehmerische Wachstumsziel 
und soziale Besitzstandswahrung geprägt ist. Hohe Arbeitsteilung und ausgeprägte Hierarchie­
strukturen haben hier zu umweltpolitischer Inkompetenz und organisierter Unverantwortlichkeit 
geführt.

Die andere Seite dieser hohen gesellschaftlichen Ausdifferenzierung ist die kompensatorische 
Ergänzung zwischen der sog. Arbeitswelt und der sog. Lebenswelt über den Einkommensmechanismus. 
Die Zielvorstellung von Lohnarbeit in den hochentwickelten Industrieländern hat sich zunehmend 
in die Richtung entwickelt, daß in möglichst kurzer Arbeitszeit möglichst viel verdient wird, um mit 
diesem Einkommen in einer möglichst langen Freizeit möglichst viel und gut konsumieren zu 
können. Das Interesse an ständiger Steigerung und Verbilligung der Produktion ist Unternehmern, 
direkten Produzenten und Konsumenten gemeinsam. Bereits hierin ist angelegt, daß punktuelle 
ökologische Verbesserungen an Produkten und Dienstleistungen durch den Mengeneffekt kompensiert 
werden.

(2) Die Anforderungen an ein neues Umweltbewußtsein und Umwelthandeln kom­
men von außerhalb der Betriebe

Die Um weltschädigungen durch die Industrialisierung sind über den M echanism us der 
»Extemalisierung« entstanden: Ressourcen werden möglichst kosten- und grenzenlos der Standort- 
Umgebung entnommen, Emissionen der Produktion möglichst unreglementiert an die Umgebung 
abgegeben und die Produkte mit ihren Folgen durch die Nutzung und Deponierung möglichst 
vo llständig  von der H erstellung getrennt. Das spart nach e inzelbetrieb lichem  K alkül 
Forschungsaufwendungen und Kosten, solange die externen Folgen von der Natur bzw. der 
Gesellschaft getragen werden. Das Ausmaß der Umweltvernutzung und -belastung hat diese 
Schwelle längst überschritten. Sie führt, sich beständig quantitativ und qualitativ ausbreitend, zu 
massiven Einschränkungen der gegenwärtigen Lebensqualität der Menschen, aber auch zur Ver- 
schlechterung der Produktionsbedingungen und Absatzchancen der Unternehmen.

Der Protest gegen diese »Risikoproduktion« wird von einer zunehmend sensibler werdenden 
Öffentlichkeit vorgetragen und bringt den Staat in das Dilemma, beide Seiten des Wohlstandsmodells 
weiterhin zu gewährleisten: wirtschaftliches Wachstum einerseits und Erhaltung von Gemein-
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Schaftsgütern und -rechten wie eine intakte Umwelt, Gesundheit, Entfaltung der Persönlichkeit 
andererseits.

Konsequenteste Vertreter der Umwelt sind die neuen sozialen Bewegungen, in denen einzelne, 
engagierte Bürgern sich zur Verteidigung ihrer Lebensqualität und zur Erhaltung der Natur 
zusammenschließen. Viele Umweltschützer sind natürlich auch Arbeitnehmer in normalen Betrie­
ben. Während sie sich aber z.B. im Rahmen von Bürgerinitiativen und Umweltschutzverbänden ein 
breites Betätigungsfeld aufgebaut und teilweise auch politische Rechte erkämpft haben, können sie 
sich im Betrieb auf kein selbstverständliches Engagement und keine vorhandenen Rechte beziehen. 
Ihr gesellschaftpolitisches Engagement ist im Betrieb verboten, die gegenwärtige Betriebsverfassung 
bietet dafür keinen Raum. Sie sind und bleiben Außenseiter im Betrieb, werden nur in seltenen 
Ausnahmefällen zum Kristallisationspunkt für innerbetriebliche Umwelt-Initiativen.

Die Reinternalisierung der Umweltfolgen der Wirtschaft, oder besser noch deren Vermeidung, ist für 
die Unternehmen und die Interessenverbände ein neues und tiefgreifendes Problem. Sie versuchen, 
dem Problem einer grundlegenden Reform des Wirtschaftssystems auf verschiedene Weise aus dem 
Wege zu gehen: durch neue Formen der Externalisierung, durch die Neudefinition von Ver- und 
Erträglichkeiten, durch Abschwächung der ökologischen Probleme durch Problemleugnung, 
Problemverlagerung, Verniedlichung, Nichtinformation und offensives Marketing, sowie durch 
punktuelle ökologische Nachbesserung.

(3) Die Bearbeitungsfähigkeit der Umweltprobleme durch die Unternehmen ist von 
verschiedenen Seiten stark eingeschränkt

Der W eltmarkt ist durch die Zunahme der internationalen Konkurrenz insbesondere unter 
Kostengesichtspunkten geprägt. Die Krisenstrategien der Unternehmen richten sich durchgehend auf 
intensive interne Rationalisierung und Verbesserung der Marktpräsenz durch Verbilligung und 
teilweise durch Qualitätssteigerung der Produkte. Die Rationalisierungsmaßnahmen in der aktuellen 
Version der »lean production« führen zu einer starken Zunahme der Arbeitslosigkeit und Lohndrückerei 
auch in den exportstarken Ländern; die Verbilligung der Produkte zu einem Weiterdrehen der 
Konsumspirale ohne ökologische Reflexion. Damit zerfällt die Wirtschaft in den hochentwickelten 
Ländern tendenziell in drei Segmente, deren Umgang mit Ökologie ganz unterschiedlich ist:

a) High-tech-Firmen mit Präsenz auf dem Weltmarkt, die ihren Beschäftigten relativ hohe 
Sozialstandards und Einkommen bieten sowie neue betriebliche Beteiligungsmöglichkeiten. 
Diese Firmen verfügen über ein hohes wissenschaftlich-technisches Modernisierungspotential, 
das allerdings im wesentlichen auf punktuelle Einspar- und Nachsorgetechniken begrenzt bleibt. 
Je nach Betriebsgröße existieren unterschiedliche wissenschaftliche, organisatorische und finan­
zielle Ressourcen für den betrieblichen Umweltschutz.

b) Kleinere low-tech-Firmen, die von niedrigen Preisen leben und entsprechend niedrige 
Sozialstandards bieten. In solchen Firmen dominiert die Kosteneinsparung, die durch Niedriglöhne, 
hohe Arbeitsintensität und Nichteinhaltung z.B. von Gesundheits- und Umweltschutzvorschriften 
erzielt wird.

c) Beschäftigungsgesellschaften und sog. Alternativbetriebe, die ihren Absatz auf lokalen Märkten 
über neue, sozial nützliche und umweltverträgliche Produkte/Dienstleistungen erzielen. Sie 
zeichnen sich durch eine starke Lebensqualitätorientierung bei den Produkten und geringe 
traditionelle Schutzstandards aus.

Betrieblicher Umweltschutz wird noch immer als reaktive, additive Politik betrieben, deren 
Zusatzkosten möglichst zu vermeiden sind; die ökonomischen (Einspar-) Effekte einer Ökologisierung 
greifen noch nicht. Die ergriffenen Einzelmaßnahmen sind zeitverzögert und unverhältnismäßig. 
Neben neuen AbwälzungsStrategien (z.B. auf die Kunden) wird vielmehr versucht, Ökologie als 
neues Wirtschaftsfeld aufzubauen (Abfall als W ertstoff im neuen »Dualen System«). Dabei werden 
die »systematischen Vollzugsdefizite marktwirtschaftlicher Lösungen« bewußt in Kauf genommen
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(zu hohe Kosten, nur begrenzte Erfassung, fehlende Kontrolle von Erfassung und betrieblicher 
Durchführung, nur vordergründige ökologische Entlastung).

Bezüglich der staatlichen Ordnungspolitik versuchen die Unternehmen zunehmend, durch 
Selbstorganisation des betrieblichen Umweltschutzes und durch freiwillige Selbstverpflichtungen 
staatliche Vorgaben und Kontrollen zu vermeiden. Eine entsprechende Selbst-Stabilisierung und 
Eigendynamik des betrieblichen Umweltschutzes (integrierter Umweltschutz) ist aber aufgrund der 
oben beschrieben Mechanismen nicht gegeben. Gleichzeitig wird die Stellung der externen 
Kontrollbehörden geschwächt und die öffentliche Politik zur Wirtschaftsförderung vereinseitigt.

Die öffentlichen Unternehmen haben bisher keine Vorreiter-Rolle übernommen; sie stehen unter 
dem massiven Druck der Kosteneinsparung und der Privatisierung.

Die Unternehmen in Deutschland haben im letzten Jahrzehnt erhebliche Lernprozesse im Umweltschutz 
gemacht. Sie durchlaufen dabei im Prinzip vier Grundhaltungen: passive Opposition, aktive 
Opposition, Anpassung und aktive Selbstorganisation. In Abhängigkeit vom betriebsspezifischen 
Gewicht des ökologischen Problems, der ökonomischen Lage des Unternehmens und seiner 
Modemisierungsfähigkeit entwickelt sich die unternehmerische Umweltpolitik mit unterschiedli­
cher Geschwindigkeit und auf verschiedenen »Ökologisierungspfaden« (vgl. Fallübersicht). Aus 
diesem Modell einer stufenweisen Höherentwicklung läßt sich allerdings empirisch nicht schließen, 
das ein ökologisches Teilproblem selbst aktiv bearbeitet, dies auch durchgängig und permanent für 
alle anderen Teilprobleme realisiert; vielmehr kann es hier auf der Stufe der Opposition verbleiben 
bzw. dahin zurückkehren (vgl. jüngst Hoechst/Frankfurt).

(4) Die derzeitigen Produktionsregime sind wenig geeignet, um ökologische Initiati­
ven der Beschäftigten aufzugreifen

Aufgrund der intensiven öffentlichen Debatte, aufgrund des Wertewandels in der Bevölkerung, die 
auch in die Arbeitswelt hineinragt, und auch aufgrund massiver, untemehmensverursachter Störfälle 
wird die Identifizierung der Beschäftigten mit »ihrem« Betrieb immer stärker gestört, aber das 
Bedürfnis nach verantwortlichem Handeln und der Handlungsspielraum hierfür bleibt massiv 
eingeengt. Die Grenze zwischen außerbetrieblicher Umwelt und Bürgerrechten auf der einen Seite, 
A rbeitsum w elt und M itbestim m ung au f der anderen Seite hat auch in Z eiten  neuer 
»Unternehmenskulturen« nichts von ihrer Bedeutung verloren.

- Ökologische Produkt- und Produktionskritik kann die Existenz des »eigenen« Betriebs 
bedrohen und damit den eigenen Arbeitsplatz.

- Hohe Arbeitsteilung und ständig steigende Intensivierung der Arbeit (Beschleunigung) 
verringern den Raum für ökologische Reflexion und Gestaltung.

- Da ökologische Aspekte bisher kaum in die Tätigkeitsbeschreibungen eingegangen sind und 
i.d.R. Zusatzarbeit erfordern, führen sie für die Beschäftigten zu Zusatzbelastungen.

- Ökologische Initiativen von unten sind faktisch immer Kritik an Vorgesetzten und mit 
Zusatzaufwand verbunden; sie werden außer in dem engen Rahmen von betrieblichem 
Vorschlagswesen nicht gefördert.

Neue Produktionskonzepte enthalten zwar Möglichkeiten der Aufgabenerweiterung und größerer 
dezentraler Entscheidungsspielräume - allerdings im Rahmen steigender Produktivität und prinzipi­
ell gleichbleibender Machtasymmetrien. Die Angebote der Unternehmensleitungen zur direkten und 
informellen Beteiligung der Beschäftigten werden häufig als Alternative zur institutionalisierten 
Interessenvertretung verstanden.
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Fallübersicht zu Lernprozessen von Unternehmen im Umweltschutz

F irm a

P ro d u k t

B ra n c h e

B e tr ie b s g rö ß e

(G B -M B -K B )

S o z ia i-ö k o lo g .

A u s g a n g s ­

p ro b le m

A rt d e r  

P o lit is ie ru n g

M a n a g e m e n t

S tra te g ie

R o lle  d e s  

B e tr ie b s ra te s  

im  U m w e ltsc h u tz

Fall 1 B a tte rien h e rs te lle r 

M e ta ll - M B

G e fa h rs to ffem is s io n A n w o h n e rp ro te s t 

ö ffen tlich e r S k a n d a l

a k tive  O pp os it io n  

la n g sa m e  S a n ie ru n g

p a s s iv

a bh ä n g ig

Fall 2 P f la n zen sch u tzm itte l 

C h e m ie  - M B

G e fa h rs to ffem is s io n lo ka le r S k a n d a l a k tive  O pp os it io n  

S ch lie ß u n g

p a s s iv

abh än g ig

Fall 3 P fla n zen sch u tzm it te l 

C h e m ie  - M B

G e fa h rs to ffem is s io n

Produk tkrit ik

ö ffen tliche r

bu n d e sw e ite r S k a n d a l

a k tive  O pp os it io n  

S ch lie ß u n g

pa s s iv

a bh ä n g ig

Fall 4 K ö rpe rp flegem itte l 

C h e m ie  - M B

P roduk tkr it ik ö ffen tliche

P roduk tkr it ik

ku rze  O pp o s it io n , W e n d e  

zu  ö ko log . P ro duk ten

p a s s iv

Fall 5 W erft

M e ta ll - G B

G e fah rs to ff 

in de r P roduk tion

ö ffen tlich e r S k a n d a l p a s s iv e  O pp o s it io n  

la n g sa m e  A n p a s su n g

in itia tiv  im A rb e its sch u tz , 

kon flik to risch  b is  k oope ra tiv

Fall 6 K fz -Z u lie fe re r 

M e ta ll - G B

G e fa h rs to ffe  

in d e r  P roduk tion

G ew e rk s ch a ft lic h e

K a m p a g n e

s tille  A n p a s su n g in itia tiv  im  A rb e its sch u tz , 

k oope ra tiv

Fall 7 V e rp a cku n g sp ro du k t. 

C h e m ie  - M B

P ro d u k ta n p a ssu n g ö ffen tliche

U m w e lt-D eba tte

ak tive

S e lb s to rg a n isa t io n

p a s s iv

koope ra tiv

Fall 8 P h a rm a k o n ze rn  

C h e m ie  - G B

R is ik o b ra n ch e ö ffen tliche

D eba tte

aktive

S e lb s to rg a n isa t io n

aktiv

koope ra tiv

Fall 9 P h a rm a ko n ze rn  

C h e m ie  - G B

R is ik o b ra n ch e L e rn p ro ze s se  

a u s  S k a n d a l

ak tive

S e lb s to rg a n isa t io n

p a s s iv

koope ra tiv

Fall 10 B e sch ä ft ig u n g sg e se ll 

S cha ft - M e ta ll - K B

B e tr ie b ss tille g u n g A rb e its p lä tze  du rch  

U m w e ltsch u tz

ak tive

S e lb s to rg a n isa t io n

in itia tiv

koope ra tiv

GB = Großbetrieb, MB = Mittelbetrieb, KB = Kleinbetrieb

(5) Das traditionelle Modell betrieblicher Interessenvertretung ist wenig geeignet, 
Ziele des gesellschaftlichen Umweltschutzes zu integrieren

Die in der Arbeiterbewegung in den letzten sechzig Jahren vollzogene Trennung zwischen 
Arbeitswelt und Lebenswelt begründet die Gefahr negativer Verknüpfungen zwischen gesell­
schaftlichem Um weltschutz und gewerkschaftlichen Kern-Themen wie Arbeitsplatz- und Ein­
kommenssicherung, Belastungsabbau und Arbeitszeitverkürzung. In existenziellen Bedrohungs­
situationen, aber auch in kleinen Alltagsentscheidungen, entscheiden sich die A rbeitnehm er 
durchaus rational gegen die Umwelt (vgl. aktuell das PVC-Verbot). Um weltschutz bedeutet in 
vielen Fällen Abbau bestehender Schädigungsursachen und d.h. die Einstellung von Produkten 
und Produktionen, ohne daß Transformationsmechanismen in neue, besitzstandssichernde Be­
schäftigungen existieren. Die auflaufenden Zusatzkosten für A ltlastensanierung und für den 
i.d.R. nachsorgenden Umweltschutz bedeuten für die Arbeitnehmer Einkommensabzüge in 
verschiedener Form. Der Alleinvertretungsanspruch der Gewerkschaften für die soziale Frage 
widerspricht der kollektiven Betroffenheit von der Umweltkatastrophe; ihre Parteilichkeit durch 
die Einbindung in den Produktivitäts- und Sozialpakt begründet prinzipielle Zweifel daran, ob 
Gewerkschaften in ihrer jetzigen Form mehr als nur selektiven und bedingten Um weltschutz 
(»Arbeitsumweltschutz«) betreiben.
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Hinzu kommt, daß das in der gewerkschaftlichen Forderungspolitik festgeschriebene, für die 
Um welt negative Ergänzungsverhältnis zwischen Arbeit und Konsum noch in keiner W eise 
aufgehoben ist, sondern vielmehr ungebrochen als Vorbild für alle sich industrialisierenden 
Länder gilt: m öglichst intensive (fremdbestimmte) und gutbezahlte A rbeit für m öglichst viel 
Konsum. Die Arbeitnehm er der hochindustrialisierten Länder führen in diesem Bereich weniger 
einen V erteilungskam pf zwischen Arbeit und Kapital als einen Um verteilungskam pf zulasten 
D ritter (soziales und ökologisches Gefalle in der Arbeitsbevölkerung).

Die gewachsenen und verrechtlichten Organisationsstrukturen der Interessenvertretung sind 
wenig offen für neue Themen, neue Verfahren und den Zugang neuer Akteure und Gruppen 
(Grüne im Betrieb, ökologisch aktive Ingenieure und Naturwissenschaftler, gewerkschaftlich 
orientierte externe Experten etc.). In diesem Bereich zeigt sich das individuelle Engagem ent als 
wichtiger als die formelle Aufgabenzuschreibung. Die gewerkschaftliche Kom petenz für das 
neue Them enfeld muß erst systematisch aufgebaut werden, bevor Rechte verankert werden 
können.

Gewerkschaftliche Um weltpolitik im Betrieb führt zudem in unternehmerische Gestaltungs­
politik als Voraussetzung klassischer sozialer Schutzpolitik. Gestaltungspolitik und Eigenver­
antwortung in Zusamm enarbeit m it dem M anagement sowie m ultilaterale, umweltbezogene 
K ooperation müssen mit dem traditionellen Prinzip bilateraler Interessenauseinandersetzung in 
ein neues V erhältnis gebracht werden.

Das Gegengewicht zu der dominierenden Bindung gewerkschaftlicher Interessenpolitik an das 
Betriebswohl wäre die gleichzeitige Stärkung betriebs- und branchenübergreifender, nicht 
protektionistischer Strukturen; das Gegenteil ist bei der gegenwärtigen Strukturdebatte des DGB 
der Fall.

(6) Eine gesellschaftbezogene Umweltpolitik im Rahmen der industriellen Bezie­
hungen, die über eine eng verstandene »Arbeitsumweltpolitik« hinausgeht, 
verlangt eine lebensweltliche Öffnung der Arbeitswelt und eine stärkere Ein­
mischung in die Unternehmenspolitik

Aus den vorausgegangen Thesen ergeben sich vier wichtige strategische Ansatzpunkte für eine
aktivere Rolle der Arbeitnehmer in der unternehmensbezogenen Umweltpolitik:

a) eine w irklich veränderte Betriebsverfassung, die dem W ertewandel auch im Betrieb gerecht 
wird und die Verantwortung der Beschäftigten au f die.sozialen und ökologischen Folgen ihres 
A rbeitshandelns erw eitert (vgl. exemplarisch Rüstungskonversion) und ihnen die dazu 
notwendigen Informationen, Qualifikationen, Zeitressourcen, Kooperationszusammenhänge 
und Einflußm öglichkeiten bietet.

b) eine veränderte Definition der gewerkschaftlichen Umweltverantwortlichkeit, indem der 
Um weltaspekt in alle anderen gewerkschaftlichen Themenfelder integriert w ird (sustainable 
Tarifpolitik); eine Veränderung der gewerkschaftlichen Zuständigkeit, indem die verstärkte 
Befassung m it Betriebspolitik ergänzt wird durch eine Öffnung für Lebensqualität und 
Zukunftsverantwortung, und dafür wieder stärker lokale wie auch nationale und supranatio­
nale Strukturen aufbaut werden.

c) die Förderung eines veränderten Arbeitsverständnisses der Beschäftigten in R ichtung 
Reprofessionalisierung und d.h. der Ganzheitlichkeit und Langfristigkeit des Denkens und 
Arbeitshandelns unter Einbeziehung der W echselwirkungen zwischen Arbeit und Leben.

d) der Aufbau regionaler und lokaler Konversions-Infrastrukturen, durch die einerseits U nter­
nehm enstätigkeit in ihren sozialen und ökologischen Dimensionen kontrolliert w ird, zum 
anderen Konversionsprozesse präventiv unterstützt und sozial abgesichert werden.
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Die Krise muß auch als Chance begriffen werden, Schrumpfungen der Wachstumslogik zu ökologischen 
Erholungsprozessen, zu ökologischen Einsichten und Verhaltensänderungen sowie zur Entwicklung 
grundsätzlich neuer Wirtschaftsformen zu nutzen.

Schlußthese

Die Haltung der Arbeitnehmer zum Umweltschutz bleibt widersprüchlich, sie 
bleibt aufs engste mit der Notwendigkeit der Einkommenssicherung und den 
Konsumstandards verbunden. Ein Aufbrechen der partiellen und protektioni­
stischen Sicht der Umwelt kann nur über eine stärkere Wiederzusammenführung 
von Arbeits- und Lebenswelt sowie durch die Demokratisierung der betrieblichen 
Sozialverfassung vollzogen werden.
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